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KV-Honorarrecht

RLV/QZV zu niedrig? – Widerspruch gegen den 
Honorarbescheid nicht vergessen!
von Rechtsanwalt Dr. Ronny Hildebrandt, Dierks+Bohle Rechtsanwälte,  
Berlin, www.db-law.de

Erhebt ein Arzt, der mit der Höhe der Zuweisung von RLV bzw. QZV nicht 
einverstanden ist, nur gegen den RLV-/QZV-Zuweisungsbescheid Wider-
spruch (bzw. stellt er nur einen Antrag auf RLV-/QZV-Erhöhung) und vergisst 
er, gegen den Honorarbescheid für das entsprechende Quartal Widerspruch 
zu erheben, kann das für ihn sehr ungünstig sein. Warum das so ist und wie 
er sich dann verhalten sollte, erfahren Sie nachfolgend.

Die Ausgangslage

Wenn der Arzt mit der Höhe seiner 
Regelleistungsvolumina (RLV) bzw. 
der Qualifikationsbezogenen Zu-
satzvolumina (QZV) unzufrieden ist, 
kann er Widerspruch einlegen. Die 
Bearbeitung dieser Widersprüche 
durch die KV dauert jedoch meist 
lang – häufig sogar länger als bis 
zum Erlass des Honorarbescheids 
für das jeweilige Quartal. Um den 
Aufwand zu minimieren, haben 
daher viele KVen den Ärzten in der 
Vergangenheit mitgeteilt, dass eine 
nachträgliche Erhöhung des Budgets 
auch dann zu einer Nachvergütung 
führt, wenn die entsprechenden Ho-
norarbescheide vom Arzt nicht mit 
Widerspruch angegriffen werden.  

Auffassung des BSG

Das Bundessozialgericht (BSG) sieht 
das etwas anders. In seinem Urteil 
vom 3. Februar 2010 (Az: B 6 KA 
31/08 R) hat das Gericht zunächst 

klargestellt, dass Vorfragen mit 
Auswirkungen auf das vertragsärzt-
liche Honorar einer eigenständigen 
Klärung offen stehen. Dies bedeutet, 
dass eine Erhöhung der RLV bzw. 
QZV prinzipiell auch außerhalb eines 
Widerspruchsverfahrens gegen 
einen konkreten Honorarbescheid 
geltend gemacht werden kann – 
etwa durch Stellen eines separaten 
Antrags auf RLV-/QZV-Erhöhung 
wegen Praxisbesonderheiten oder 
eines Antrags auf eine Ausnahme 
von der Fallwertabstaffelung bei 
Patientenübernahme infolge einer 

Praxisschließung im Umfeld. Grund-
sätzliche Bedenken an der Recht-
mäßigkeit der Berechnung der RLV 
bzw. QZV können demgegenüber 
nur im Widerspruchsverfahren gegen 
den RLV-/QZV-Zuweisungsbescheid 
geltend gemacht werden.

In diesem Zusammenhang hat das 
BSG in der seiner Entscheidung 
aber auch darauf hingewiesen, dass 
sich eine Klärung von Vorfragen be-
züglich der Berechnung des KV-Ho-
norars nur in Bezug auf diejenigen 
Quartale auswirken kann, für die 
noch keine bestandskräftigen Hono-
rarbescheide vorliegen. Demgegen-
über könne sich für diejenigen Quar-
tale, für die die Honorarbescheide 
bereits bestandskräftig geworden 
seien, keine Änderung der Honorar-
situation mehr ergeben. Mit ande-
ren Worten: Wer keinen Widerspruch 
gegen den Honorarbescheid einlegt, 
muss mit dem zufrieden sein, was 
er von der KV bekommen hat.

Konsequenzen aus dem Urteil

Aufgrund der BSG-Entscheidung ist 
zu befürchten, dass sich die KVen 
auf die Bestandskraft von Hono-
rarbescheiden berufen. Wenn also 
ein Arzt nur gegen den RLV-/QZV-
Zuweisungsbescheid Widerspruch 
erhebt bzw. einen Antrag auf RLV-/
QZV-Erhöhung stellt, jedoch vergisst, 
gegen den Honorarbescheid für das 
entsprechende Quartal Widerspruch 
zu erheben, läuft er Gefahr, dass sich 
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Steueränderungen

Neue Lohnsteuerrichtlinien 2011  
– diese Änderungen sollten Sie kennen
Am 5. November 2010 hat der Bundesrat den Lohnsteuer-Richtlinien 2011 
(LStR 2011) zugestimmt. Diese gelten für Lohnzahlungszeiträume ab dem 
31. Dezember 2010. Die LStR bieten dem Radiologen als Arbeitgeber zahlrei-
che Richtwerte und diverse rechtssichere Orientierungshilfen, da der Arbeit-
geber für die korrekte Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer haftet. 
Dieser Beitrag zeigt Ihnen die wichtigsten Änderungen auf und stellt darüber 
hinaus steuerbegünstigte Mitarbeiterzuwendungen vor, durch die Sie Lohn-
steuer und Sozialversicherung sparen und gleichzeitig die Motivation Ihrer 
Mitarbeiter erhöhen können.

Handhabung der Lohnsteuerkarte

Der für alle Arbeitgeber gesetzlich 
vorgegebene Übergang auf die 
elektronische Lohnsteuerkarte 
(ElsterLohn II) wird erst für Lohn-
zahlungszeiträume ab dem 1. Januar 
2012 möglich sein. Die Ausstellung 
einer Lohnsteuerkarte erfolgte 
daher nach geltender Gesetzeslage 
letztmalig für das Jahr 2010. Für das 
Übergangsjahr 2011 muss deshalb 
der Lohnsteuerabzug bis zur Rea-
lisierung der elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmale ohne neue 
Lohnsteuerkarte erfolgen. 

Das bedeutet konkret: Die Steu-
erkarte 2010 mit den eingetra-
genen Besteuerungsmerkmalen 
und Freibeträgen hat auch für den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn ab 
1. Januar 2011 bis zur Einführung 
von ElsterLohn II weiter Gültigkeit. 
Die neuen Lohnsteuer-Richtlinien 
enthalten hierzu den ergänzenden 
Hinweis, dass der Arbeitgeber die 
Lohnsteuerkarte 2010 nach Ablauf 
des Jahres nicht vernichten darf. Er 
muss sie während des fortbeste-
henden Dienstverhältnisses beim 
Lohnkonto aufbewahren bzw. bei 
Beendigung der Beschäftigung an 
den Arbeitnehmer herausgeben. 
Eine Vernichtung der Lohnsteuerkar-
te 2010 ist erst mit der Einführung 
des neuen Verfahrens zulässig.

Kann die Lohnsteuerkarte 2010 
nicht beim Arbeitgeber verbleiben, 
kann dieser im Übergangszeitraum 
die Lohnsteuerabzugsmerkma-
le der Lohnsteuerkarte 2010 bei 
fortbestehendem Dienstverhältnis 
gleichwohl weiter anwenden, wenn 
der Arbeitnehmer schriftlich bestä-
tigt, dass die Abzugsmerkmale der 
Lohnsteuerkarte 2010 auch für den 
Lohnsteuerabzug im Übergangszeit-
raum zutreffend sind. Dies ist zum 
Beispiel dann der Fall, wenn der 
Arbeitgeber aufgrund einer Ausnah-
megenehmigung auf der Lohnsteu-
erkarte eine Lohnsteuerbescheini-
gung (das heißt den Einbehalt von 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag) 
erteilt hat, die der Arbeitnehmer 
für seine Steuererklärung benötigt. 
Eine amtliche Bescheinigung für 
diese Erklärung des Arbeitnehmers 
ist hierfür nicht vorgesehen, sodass 
eine formlose Erklärung als Nach-
weis ausreicht. Diese Bestätigung 
ist dann als Beleg zum Lohnkonto 
zu nehmen.

Für sämtliche Eintragungen auf der 
Lohnsteuerkarte 2010 für Zeiträume 
ab dem 1. Januar 2011 ist aus-
schließlich das Finanzamt zuständig. 
Dasselbe gilt für Arbeitnehmer, 
die die Ausstellung einer Ersatzbe-
scheinigung für den Lohnsteuerab-
zug 2011 beantragen, wenn keine 
Papierlohnsteuerkarte 2010 mehr 

eine von der KV gewährte RLV-/QZV-
Erhöhung nicht in einer entsprechen-
den Nachvergütung niederschlägt. 

Praxistipp 1

Soweit sich die Kritik an dem Hono-
rarbescheid in der Höhe des zugrun-
de gelegten RLV/QZV erschöpft, 
sollte der Arzt – auch zur Vermei-
dung unnötigen Verwaltungsauf-
wands bei der KV – zunächst nur 
fristwahrend Widerspruch gegen 
den Honorarbescheid erheben. 
Zugleich sollte er darum bitten, dass 
der Widerspruch gegen den Hono-
rarbescheid ruhend gestellt wird, 
bis über seinen Widerspruch gegen 
den RLV-/QZV-Zuweisungsbescheid 
bzw. seinen Antrag auf RLV-/QZV-
Erhöhung entschieden worden ist.

Nur bei einer solchen Vorgehens-
weise ist sichergestellt, dass der 
Arzt tatsächlich von einer RLV-/
QZV-Erhöhung profitiert. Denn 
wenn ihm eine Erhöhung des RLV/
QZV gewährt wird, muss die KV 
eine Neuberechnung des vertrags-
ärztlichen Honorars vornehmen und 
eine Nachvergütung zahlen – natür-
lich nur dann, wenn der Arzt in dem 
entsprechenden Quartal das ihm 
ursprünglich von der KV zugewiese-
ne Gesamtbudget aus der Summe 
der RLV bzw. QZV überschritten hat.

Praxistipp 2

Ärzte, gegenüber denen sich die 
KV auf die Bestandskraft von 
Honorarbescheiden beruft, sollten 
ihre Unterlagen daraufhin durch-
sehen, ob ihnen die KV schriftlich 
zugesichert hat, dass eine Nach-
vergütung aufgrund einer zum 
Beispiel beantragten RLV-Erhöhung 
auch ohne Widerspruch gegen den 
Honorarbescheid erfolgen wird. Ist 
dies der Fall, könnte eine soge-
nannte schriftliche Zusicherung 
vorliegen, an die die KV zunächst 
erst einmal gebunden wäre.
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nicht zu steuer- und sozialversiche-
rungspflichtigem Arbeitslohn, sofern 
die Maßnahmen im ganz überwie-
genden betrieblichen Interesse des 
Arbeitgebers durchgeführt werden. 
Dabei kommt es nach den neuen 
LStR nicht mehr auf den Empfänger 
der Rechnung an. Ist die Rechnung 
auf den Arbeitnehmer ausgestellt, 
ist die steuerfreie Kostenübernah-
me möglich, wenn der Arbeitgeber 
dies zuvor allgemein oder für die 
besondere Bildungsmaßnahme 
schriftlich zugesagt hat.

Bisher sind die Finanzämter davon 
ausgegangen, dass bei Bildungs-
maßnahmen, die auf eigene Rech-
nung des Mitarbeiters erbracht und 
anschließend durch den Arbeitgeber 
ganz oder teilweise ersetzt worden 
sind, Werbungskostenersatz und 
damit steuerpflichtiger Arbeitslohn 
vorliegt. Durch die Neuregelung 
erübrigt sich auch die Problematik, 
dass bei manchen Bildungsmaß-
nahmen eine Anmeldung durch den 
Teilnehmenden vorgeschrieben ist. 

Um im Umkehrschluss den noch-
maligen Werbungskostenabzug 
beim Mitarbeiter auszuschließen, 
müssen Sie als Arbeitgeber den 
Erstattungsbetrag auf der Original-
rechnung angeben und eine Kopie 
zum Lohnkonto nehmen. Den 
Erstattungsvermerk sollten Sie auch 
aus Gründen der Lohnsteuerhaftung 
nicht vergessen.

Begünstigter Zuschuss ist auf 
freiwillige Sonderzahlungen 
anrechenbar

Durch steuer- und sozialversiche-
rungsbegünstigte Gehaltsbestand-
teile wie Benzingutscheine, Ersatz 
von Kindergartenbeiträgen etc. 
können Sie Lohnnebenkosten spa-
ren und zugleich Ihren Mitarbeitern 
mehr „Netto“ zukommen lassen.

Nach früherer Ansicht der Finanz-
verwaltung konnte ein steuerbe-
günstigter Zuschuss zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn nicht auf 
andere freiwillige Sonderzahlungen 
angerechnet werden, ohne dass 
hierdurch die Steuervergünstigung 
entfällt. Dies sah der Bundesfinanz-
hof (BFH) mit Urteil vom 1. Oktober 
2009 (Az: VI R 41/07) anders. Da-
nach ist für die Steuerfreiheit allein 
Voraussetzung, dass der Zuschuss 
des Arbeitgebers zum Arbeitslohn 
hinzukommt. Unschädlich ist jedoch 
eine Zahlung durch Anrechnung auf 
freiwillige Sonderzahlungen wie 
etwa das Weihnachtsgeld. Diese 
neuere Rechtsprechung des BFH ist 
jetzt auch in den LStR 2011 umge-
setzt.

Beispiel

Ein Radiologe zahlt einer MTRA 
deren Aufwendungen (oder einen 
Teil hiervon) für den Kindergarten 
zur Betreuung ihres dreijährigen 
Kindes. Die Übernahme der Auf-
wendungen erfolgt unter Anrech-
nung auf das freiwillig ausbezahlte 
Weihnachtsgeld, das heißt die 
Mitarbeiterin erhält ein niedrigeres 
Weihnachtsgeld. Da die Sonderzu-
wendung „Weihnachtsgeld“ eine 
freiwillige Lohnzahlung ist, kann 
diese (anteilig) als nicht geschul-
deter Arbeitslohn in steuerfrei zu 
erstattende Kindergartenbeiträge 
nach § 3 Nr. 33 EStG umgewan-
delt werden.

Hinweis: Die Umwandlung von 
Zusatzleistungen wie Weihnachts- 
oder Urlaubsgeld kommt nach der 
BFH-Rechtsprechung nicht in Be-
tracht, wenn im Zeitpunkt der Zah-
lung ein verbindlicher arbeitsrecht
licher Anspruch auf den Arbeitslohn 
besteht. Ein solcher Anspruch kann 
nicht nur im Arbeitsvertrag, sondern 
auch aus einer betrieblichen Übung 
herrühren. 

vorhanden ist. Dies sind insbeson-
dere die Fälle, in denen die Lohn-
steuerkarte 2010 verloren gegangen 
ist oder wenn für den Arbeitnehmer 
auf der Lohnsteuerkarte 2010 eine 
Lohnsteuerbescheinigung erteilt 
wurde und sich die Lohnsteuer
abzugsmerkmale im Kalenderjahr 
2011 geändert haben. 

Eine Sonderregelung gilt für ledige 
Arbeitnehmer, die im Jahr 2011 
ein Ausbildungsdienstverhältnis 
beginnen. Bei diesen Arbeitneh-
mern wird typisierend unterstellt, 
dass Lohnsteuerkarten für das 
Jahr 2010 nicht ausgestellt wurden 
und regelmäßig die Steuerklasse I 
gilt, weil es sich vornehmlich um 
Schulabgänger handeln wird, die 
erstmalig berufstätig werden. Folg-
lich kann der Arbeitgeber in diesen 
Fällen den Lohnsteuerabzug ohne 
Vorlage einer Lohnsteuerkarte 2010 
oder Ersatzbescheinigung nach der 
Steuerklasse I vornehmen. 

Beispiel

Stellen Sie im Jahr 2011 eine 
ledige Auszubildende ein, darf 
für diese Person ohne Vorlage 
einer Lohnsteuerbescheinigung 
der Steuerabzug nach der Steuer-
klasse I vorgenommen werden. 
Die Auszubildende muss Ihnen 
allerdings ihre steuerliche Identi-
fikationsnummer, das Geburtsda-
tum und die rechtliche Zugehörig-
keit zu einer steuererhebenden 
Religionsgemeinschaft mitteilen 
und schriftlich bestätigen, dass es 
sich um das erste Dienstverhältnis 
handelt. Diese schriftliche Bestäti-
gung nehmen Sie dann als Beleg 
zum Lohnkonto.

Berufliche Fort- und Weiter
bildungsleistungen

Berufliche Fort- und Weiterbildungs-
leistungen des Arbeitgebers führen 
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Befristung der Nr. 01435 
EBM aufgehoben
Die zum 1. Januar 2009 neu in den 
EBM aufgenommene Haus-/Fach-
ärztliche Bereitschaftspauschale 
nach Nr. 01435 EBM (bewertet mit 
250 Punkten) war ursprünglich bis 
zum 31. Dezember 2010 befristet. 
Der Bewertungsausschuss hat ak-
tuell beschlossen, diese Befristung 
aufzuheben. Die Nr. 01435 EBM ist 
somit auch weiterhin berechnungs-
fähig.

Kassenabrechnung

Weitere Änderungen 
an der Systematik  
der RLV?

Der Bewertungsausschuss tagte 
am 22. Dezember 2010 über weite-
re Änderungen an der Systematik 
der Regelleistungsvolumina. Auf der 
Tagesordnung stand unter anderem 
eine Änderung der Zuschlagsrege-
lung für Berufsausübungsgemein-
schaften (BAG) und Praxen mit 
angestellten Ärzten. Beschlossen 
wurde die Anknüpfung dieses 
Zuschlags an einen sogenannten 
Kooperationsgrad, also in Abhängig-
keit von der Zahl der gemeinsam 
behandelten Patienten. Die Ände-
rungen sollen zum 1. Juli 2011 in 
Kraft treten.

Die Details zur Ermittlung des 
Kooperationsgrads bei bestimmten 
Konstellationen – etwa Kooperati-
onen von Radiologen mit Nuklear
medizinern – werden in diesen 
Tagen festgelegt. Wir werden in der 
nächsten Ausgabe ausführlich über 
die Ergebnisse berichten.

Gemeinschaftspraxis

Anspruch auf RLV-
Zuschlag von zehn  
Prozent bestätigt

Der zehnprozentige Zuschlag auf 
das Regelleistungsvolumen (RLV) 
für arztgruppen- und schwerpunkt-
gleiche Gemeinschaftspraxen ist 
rechtmäßig. Zu diesem Ergebnis 
kam das Sozialgericht Marburg in 
einem Urteil vom 14. April 2010 
(Az: S 11 Ka 512/09, abrufbar unter 
„Downloads/Urteile“). 

Sachverhalt

Die KV Hessen hatte einer allge-
meinärztlichen Berufsausübungs
gemeinschaft (BAG) – bestehend 
aus zwei Ärzten – den zehnpro-
zentigen Zuschlag auf das RLV im 
Quartal 1/2009 verweigert. Sie 
argumentierte, der Zuschlag habe 
den Nachteil der Praxen ausgleichen 
sollen, die mangels Kennzeich-
nungspflicht im Referenzquartal 
1/2008 keine Arztfallzahlen generie-
ren konnten. Die Arztfälle in fach-
gleichen BAGen wurden ermittelt, 
indem die Behandlungsfallzahl 
durch die Anzahl der Ärzte geteilt 
wurde. In der Arztpraxis waren die 
Arztfallzahlen wegen der Konstellati-
on im Referenzquartal aber ermit-
telbar. 

Die Entscheidungsgründe

Das Gericht entschied jedoch 
zugunsten der Ärzte und verwies 
zunächst auf den eindeutigen Be-
schluss des Bewertungsausschus-

Die Kostennachweise sind im Origi-
nal bei den Lohnunterlagen aufzu-
bewahren. Der erstattete Betrag ist 
auf der Lohnsteuerbescheinigung 
zu bescheinigen.

ses vom 17. Oktober 2008, der den 
zehnprozentigen Aufschlag regelt. 
Für die Praxis bedeutender ist, 
dass es für die Erteilung eines Zu-
schlags auf das RLV auf die Praxis-
konstellation im jeweils aktuellen 
Quartal und nicht im Referenzquar-
tal ankommt. In diesem Fall lag das 
entscheidende Argument im EBM: 
Weil der Bewertungsausschuss 
in demselben Beschluss einen 
Aufschlag auf die Versicherten-, 
Grund- und Konsiliarpauschalen für 
arztgruppen- und schwerpunktglei-
che BAGen geregelt hatte, ergab 
sich zwingend die Erhöhung auch 
der RLV. Die EBM-Änderung wäre 
sonst wirkungslos geblieben.

Praxishinweis

Der genannte Zuschlag ist aufgrund 
der oft gemeinsamen Behandlung 
der Patienten für die meisten Kons-
tellationen sinnvoll und gerechtfer-
tigt. Das hat der Bewertungsaus-
schuss erkannt. Der Aufschlag ist 
zunächst nicht befristet und nicht an 
bestimmte Bedingungen geknüpft. 
Ab dem Quartal 3/2011 allerdings 
sollen Erteilung und Höhe des 
Zuschlags von der Konstellation und 
der tatsächlichen Zusammenarbeit 
der Praxispartner abhängen.


